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Während im Industriezeitalter einige wenige Märkte 
mit ihrer seriellen Massenproduktion die Funktionali-

tät von Räumen bestimmten, führt die heute zunehmende 
Vielfalt von Märkten zu örtlich sehr verschiedenen Bedin-
gungen räumlicher Qualität. Periphere, weitgehend unver-
brauchte Räume gewinnen europaweit an Anziehungskraft 
für neue Formen der Aufteilung von Arbeit und Zeit. Vielfäl-
tige Nutzungen mit Kurzzeitstrukturen des Austauschs von 
Diensten und der Kommunikation kennzeichnen ein neues 
Profil in der Nachfrage. Dieses Profil bestimmt nachhaltig 
die qualitativen Anforderungen an eine für notwendig er-
achtete Ordnung gleichwertiger Lebensbedingungen im 
Spannungsfeld konkurrierender Kräfte um Aufrechterhal-
tung und Förderung regionaler Arbeits- und Lebensbedin-
gungen. Kriterien für eine Ordnung werden durch neue 
Raumnutzungen, durch die Integration von Arbeitsstruk-
turen in neue Raum-Zeit-Verhältnisse und durch die Erleb-
barkeit von Raum und Mitwelt bestimmt (vgl. Läpple/Thiel 
2005). Es gilt, die Wechselwirkungen zwischen klein- und 
großräumlichen Bedingungen für eine Steuerung ganzheit-
lich in den Blick zu nehmen und Produkte sowie Prozesse 
der Produktion von Raum unter Aspekten ihrer – gesamt-
gesellschaftlich wertvollen – Wandelbarkeit neu zu sehen.

Neue Zielformulierungen der Raumordnung
Mit der 2006 erfolgten Verabschiedung eines neuen Leit-
bildes der Raumordnung durch die Ministerkonferenz für 
Raumordnung (MKRO) kommt es zu einer Neubestimmung 
der Perspektiven und Ziele von Raumordnung und Landes-
planung. Seit 2006 liegt der Schwerpunkt auf der generel-
len Infragestellung industrieller Leitbildorientierung, die 
die Raumordnung seit ihrer Etablierung im bundesdeut-
schen Planungssystem durch Maßstäbe von Konzentration, 
Bündelung und unterstellter Wirtschaftlichkeit prägt. Die 
Raumordnung bezieht nun Position zum Bild der dezen-
tralen Konzentration von Mitteln und stützt sich hierbei auf 
die Erfahrungen mit dem politischen, wirtschaftlichen und 
sozialen Wandel in Ostdeutschland, insbesondere auf die 
Verhältnisse abseits der von auslaufenden Wachstumsef-

fekten bestimmten Agglomerationen. Diese Orientierung 
kann im Sinne einer dezentralen Wertigkeit von Zentren und 
Peripherien eine neue Bedeutung für den Wandel der wirt-
schaftlich relevanten Räume in Europa unter spätindustriel-
len Bedingungen definieren.
	 Im Rahmen eines Forschungsvorhabens1 wurden in den 
Jahren 2004 bis 2006 die Landesplanungsbehörden der deut-
schen Bundesländer zu materiellen und verfahrensrecht-
lichen Konflikten mit Vorgaben der Raumordnung befragt. 
Vertiefend wurde im Land Sachsen-Anhalt recherchiert, wo 
ergänzend eine Stellungnahme zum Landesentwicklungs-
plan (LEP, Sommer 2005) (vgl. Haase/Dietrich 2005) und 
zusätzliche Befragungen zum Stand der Integration der Lan-
desplanung in die Regionalplanungen des Landes (2006) 
erarbeitet wurden. Dabei zeigte sich die Landesplanung in 
Sachsen-Anhalt als ein Fallbeispiel, dessen materielle und 
verfahrensrechtliche Bedingungen (unter anderem auf-
grund fehlender Verwaltungspraxis) vergleichsweise offen 
waren für Anregungen von außen. Zu Beginn der Interviews 
(2004) stand zudem der im Jahr 2005 neuaufgelegte LEP 
noch auf dem Prüfstand. Gleichermaßen war es ein Beispiel 
für eine besondere Betrachtung des „Gegenstrom-Prinzips“ 
unter Bedingungen von Wandel, der viele wertvolle örtliche 
Besonderheiten strukturell zu erhalten, zu erneuern oder zu 
verlieren hat.	
	 In diesem Kontext ist die Selbstständigkeit von Grund-
zentren infolge der sinkenden Einwohnerzahlen erheblich 
gefährdet, vor allem die grundgesetzlich als Ziel verankerte 
Versorgungssicherheit aller Teilregionen eines Landes mit 
Einrichtungen zur Befriedigung der Grundbedürfnisse des 
Lebens. Zugleich sind Probleme aus großflächigen Anlagen 
unzureichend integrierter wirtschaftlicher Nutzungen im Au-
ßenbereich ersichtlich, z. B. unkontrollierte Ausdehnungen 
von Anlagen zur Windenergiegewinnung oder Auswei-
sungen peripher gelegener Wohngebiete. Die Aussagen der 
Regionalplanungsbehörden zeigen, dass der notwendige 
Strukturwandel zum Schutz der Landschaft und zur Integrati-
on von Arbeit nur durch die Initiative privater Projekte zu leis-
ten ist. Sie zeigen auch, dass die Steuerung solcher Projekte 
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auf kommunaler und regionaler Ebene einer stärkeren Veran-
kerung der qualitativen fachlichen Maßstäbe beider Ebenen 
bedarf. Zurzeit werden Vorgaben – nach gegebenem Vorbild 
verfahrensrechtlicher Steuerung – nur formell gewährt.

Raumordnung  
aus der Perspektive der Landesplanung
Im Gegensatz zu einer rahmensetzenden Orientierung, die 
mehrdisziplinäre Faktoren der Steuerung von Strukturwan-
del zulässt, folgt die Praxis der Landesplanungen tradierten 
Politiken des Wachstums. Diese basieren auf altbekannten 
industriellen Mustern der Konzentration und Bündelung von 
Kräften und werden als Lösung für die Regeneration des 
Landes gesehen. Mit diesem Ansatz werden Innovations-
hindernisse jedoch eher gefördert als abgebaut. So steht in 
Sachsen-Anhalt – wie in anderen Bundesländern mit großen 
Anteilen ehemals dörflicher Strukturen auch – die Landes- 
und Regionalplanung immer noch weitgehend unter dem 
Vorzeichen der Konzentration von Funktionen innerhalb 
der Siedlungsräume (vgl. Haase/Dietrich 2005). Neue For-
schungsansätze zur Integration von Innovationen in peri-
pheren Räumen (vgl. Woderich/Thomas 2003), die Einbe-
ziehung eines bereits neuen Theorieverständnisses von 
Raumentwicklung (vgl. Huib 2001) oder die Verknüpfung 
von Vorgaben für Synergieeffekte der gemeinsamen Quali-
fizierung von Siedlungs- und Landschaftsräumen (vgl. Haase 
2008) werden somit ausgeschlossen .
	 Die Nachrecherche in Sachsen-Anhalt bestätigte diesen 
Zusammenhang. Die Frage nach dem Fortbestand vieler 
Grundzentren ist weiterhin Themenschwerpunkt der räum-
lichen Planung zur Anpassung von Bedingungen an das 
übergeordnete Ziel der bundesweiten „Gleichwertigkeit“ 
von Lebensbedingungen. Ferner zeigte sich hier wie auch 
in anderen Projekten zur Stadtentwicklung in West- und 
Ostdeutschland, dass Klärungen zur Orientierung von Raum-
entwicklungspolitik auf regionaler Ebene nicht ohne die 
Berücksichtigung der Entstehungsgründe von Konflikten auf 
kommunaler Ebene möglich sind. Vor diesem Hintergrund 
wurde folgende Bilanz zu materiellem Wandel und Innovati-
onsbedarf in der Steuerung von Raumentwicklung gezogen:
–	 „Strukturelle Schwächen“ ergeben sich aus ihrer Definiti-

on im Verhältnis zum angenommenen vorherrschenden 
System. Unter veränderten Vorzeichen eines (derzeit noch 
ausstehenden) Wandels können sie durchaus Stärken sein.

–	 Der Strukturwandel zur Verbreitung der Informations-
technologie und zum Ersatz industrieller durch spätin-
dustrielle Muster der Organisation von Gesellschaft und 
Wirtschaft vollzieht sich – vor allem in peripheren Lagen 
– nur schleppend. 

–	 Ein Strukturwandel, der auf Potenzialen von Landschaft, 
Landwirtschaft und ehemaligen Dorfstrukturen basiert, 
könnte ideale strukturelle Voraussetzungen für eine  Ver-

knüpfung von neuen Lebens-, Arbeits- und Erlebnisräu-
men bieten. Dies bedarf einer Förderung der erforder-
lichen neuen Infrastruktur in Form von Bildung, Kultur, 
Informationstechnologie und Management der Bewirt-
schaftung.

–	 Westdeutschland kann einen flächenhaft umfassenden 
Strukturwandel – aufgrund auslaufender Modernisie-
rungsprozesse mit Finanzierungen aus laufenden Ge-
winnen industriell genutzter Lagen – noch aufschieben, 
beansprucht aber öffentliche Fördermittel, wie sie für 
einen umfassenden Strukturwandel aller Bundesländer 
gesamtwirtschaftlich gebraucht werden.

–	 Ostdeutschland kommt an einem umfassenden Struktur-
wandel nicht mehr vorbei. Infolge vielfach misslungener, 
an westlichen Vorbildern orientierter Modernisierungen 
wurden eher neue Strukturbrüche als langfristig tragfä-
hige Voraussetzungen für umfassende Innovationen ge-
schaffen. Es bedarf für die umfassende Regenerierung 
einer Unterstützung innovativer Elemente und Prozesse 
vor Ort. Die für eine solche Strategie notwendige Ach-
tung vorhandener struktureller Werte ist jedoch bislang 
kaum vorhanden. 

–	 Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit der Qualität von 
Räumen sind entsprechend zu differenzieren: zeit- und 
ortsgerecht; sie sind zugunsten einer „regionsspezifischen 
Wertigkeit“ struktureller Voraussetzungen für Transforma-
tion neu zu definieren (vgl. Haase/Dietrich 2008) .

Leitbildfunktionen – im Wandel
Der Forschungsprozess spiegelt für die zurückliegenden 
Jahre den Wandel materieller Bedingungen und zugleich 
herrschender Theoriemodelle zur Erklärung und Bewertung 
von Bedingungen eines Steuerungsbedarfs durch räumliche 
Planung wider. Die Raumordnung ist im Raumordnungsge-
setz als ein offener Rahmen für die Integration von Wandel 
definiert. Deshalb steht sie selbst über allen Leitbildern: 
„Raumordnung ist weder eine absolute noch eine unverän-
derbare Ordnung…“ (Weyl 1982: 1). 

	 Dieser Rahmen ist zugleich offen genug, um für den 
ausstehenden Wandel weiterhin grundsätzlich zugrunde 
gelegt werden zu können. Seine Konkretisierung ist für die 
jeweilige Region abhängig von den global wirkenden Kräf-
ten, den örtlichen Bedingungen und ihrer Wirkungen auf 
die Region. Sie ist jedoch nicht im Sinne einer Angleichung 
an globale Standards zu verstehen, vielmehr sollten diese in 
regional besonderer Weise integriert werden. Es zeigen sich 
für die Raumordnungsdiskussion, insbesondere in „struktur-
schwachen“ Ländern wie Sachsen-Anhalt, zwei eng mitein-
ander verbundene inhaltliche Aspekte von Raumtheorie, 
die im Sinne eines neuen Verständnisses der „Gleichwertig-
keit“ von Lebensbedingungen zu konkretisieren sind: „Infra-
struktur“ und  „Zentrale-Orte“. 
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	 Beide Aspekte tragen bis heute ihre ursprüngliche Leit-
bildfunktion für die industriellen Ziele der Konzentration, 
Spezialisierung und Bündelung von Leistungen. Der Fort-
bestand der damit verbundenen Bilder verengt den grund-
sätzlich offenen Charakter der Raumordnung in obsoleter 
Weise. Zu fragen ist deshalb, wie das „Zentrale-Orte-Kon-
zept“ immer noch Leitbildfunktion tragen kann, wenn
–	 die industriellen Muster der gesellschaftlichen (Re-)Pro-

duktion, die es in den 1930er Jahren hervorbrachten, welt-
weit obsolet geworden sind,

–	 für die „Gleichwertigkeit“ der Lebensbedingungen von 
Regionen innerhalb der EU bereits seit Jahren von For-
schung und Wirtschaftsförderung die peripheren Lagen 
als besondere Potenziale der Transformation in den Blick 
genommen werden,

–	 in Ostdeutschland die Einflüsse nach der „Wende“ eine 
brisante Umverteilung von Gütern und Arbeitsstätten 
und eine überwiegend dezentrale Siedlungsstruktur in-
nerhalb der Orte und in ihren hochwertigen kulturland-
schaftlichen Umgebungen etabliert haben?

Ein Blick auf das Fallbeispiel Sachsen-Anhalt zeigt Wege für 
ein neues Verständnis von Raumentwicklungspolitik in Eu-
ropa auf. Im Folgenden soll sichtbar werden, dass die Ebene 
der kommunalen und privaten Planung in den Mittelpunkt 
regionaler Planungserfordernisse zu stellen und auf diese 
Weise das „Gegenstrom-Prinzip“ dort auszuleuchten ist, wo 
es für eine „Raumordnung mit Bezug zur Basis“ am meisten 
Stärkung braucht: beim Selbstverständnis der Kommune. 
	 Prinzipien einer Orientierung an wirtschaftlichen Maß-
stäben, die mehr als 50 Jahre lang erfolgreich waren, kön-
nen nicht ersatzlos gestrichen werden. Sie sind vielmehr 
durch aktuelle Prinzipien zur Förderung und Integration 
von Innovationen zu ergänzen. Neue Prinzipien werden 
gesucht, die Bezug zum Wandel der gesellschaftlichen Kul-
turmodelle haben. Unterscheidet man wie Müller/Dröge 
(2005) ein „soziales, politisches und ökonomisches Kultur-
modell“, so stellt sich die Frage, welches Kulturmodell der-
zeit vorherrscht, ob es eine Mischung obsoleter Modelle 
oder ob es eher eine neu entstandene Qualität ist, deren 
Modellcharakter noch zu definieren ist. Die Leitbildfunk-
tionen „Infrastruktur“ und „Zentrale Orte“ können den ge-
nannten Kulturmodellen mit ihrer jeweiligen Dominanz in-
dividueller gesellschaftlicher Bedeutungen gleichermaßen 
zugeschrieben werden. In der Interpretation der Begriffe 
überwiegen jedoch seit dem Zweiten Weltkrieg die ökono-
mischen Aspekte, die – ohne Einbeziehung sozialer Aspekte 
und Synthesen – Innovationen im Sinne eines umfassenden 
Strukturwandels eher ausklammern. 

Leitbildfunktion „Infrastruktur“ 
Das Prinzip der „Gleichwertigkeit“ der Lebensbedingungen 
führt zu der Frage: Mit welcher Art von Systemen und de-
ren Verortung im Raum ist der Strukturwandel zu erschlie-

ßen? Die notwendige Aktualisierung von Verständnissen 
erfordert das Überdenken systemischer Bedingungen von 
Raumentwicklung und deren Förderung mit Blick auf eine 
neue qualitative Orientierung in Theorie und Praxis. Dies  
Orientierung berücksichtigt die Ergebnisse von Innovati-
onsforschung und verlässt überholte industrielle Muster 
der Erschließung von Wirtschafts- und Sozialräumen. Der 
Aspekt „Infrastruktur“ umfasst dementsprechend die Fra-
ge nach neuen „Orten“ und „Mitteln“ der Erschließung so-
wie der räumlich-funktionalen Verteilung von Gütern und 
Leistungen zur Steuerung von Entwicklung und Wandel 
– gesehen im Verhältnis zu den aktuellen Anforderungen 
topografisch, sozial und funktional differenzierter Regionen 
in Europa.
	 Zu Beginn der 1960er Jahre wurde das Verhältnis von 
Siedlungsentwicklung und Versorgung in Westdeutschland 
unter marktwirtschaftlichen und föderalistischen Vorzei-
chen im Begriff der „Infrastruktur“ zusammengeführt. Damit 
war auf dieser Ebene der Weg von statischer und zentralis-
tischer Arbeitsweise hin zu kleinteilig individueller und of-
fen performativer Strategie geöffnet worden, jedoch ohne 
spürbaren Einfluss auf die Raumordnung. Das raumordne-
rische Ziel der „Gleichwertigkeit“ steht seitdem unter den 
Vorzeichen einer von Wachstum begründeten, industriellen 
Entwicklung. Kultur und Kunst hätten andere Determinanten 
bestimmen können, waren jedoch seit der Blüte industriel-
ler Entwicklung um 1920 verstärkt als autonome Felder der 
Gesellschaft von der Wirtschaft und Sozialpolitik separiert 
worden. „Bewegung“ wurde infolgedessen gesamtgesell-
schaftlich vor allem im Zusammenhang mit dem Ziel der 
Beschleunigung von Informationsaustausch und Transport 
verstanden. In diesem Sinne wurde das Leitziel der „Gleich-
wertigkeit“ vor allem auf eine gleichwertige Anbindung und 
Auslastung von Angeboten einer „Verkehrs-Infrastruktur“ 
bezogen. 
	 Verfolgt man die Diskussionen zu Ethik und Ausrich-
tung räumlicher Planung in Europa, so äußert Lenort (1960) 
erstmals den Anspruch der ganzheitlichen Stadtentwick-
lungsplanung im Widerspruch zur herrschenden Realität. 
Räumliche Planung und so auch die Raumordnung bleiben 
re-agierende Größen der wirtschaftlichen Entwicklung mit 
entsprechender Ausprägung von „Ungleichwertigkeiten“. Aus 
der Dynamik der Marktwirtschaft resultiert quasi regelhaft 
eine Instabilität von Prozessen und Produkten. Die in Zeiten 
der industriellen Blüte eingerichteten Angebote technischer 
und sozialer „Infrastruktur“ entsprechen nicht mehr den 
Erwartungen an Nachfrage oder Auslastung, sind überdi-
mensioniert und müssen tendenziell um- oder rückgebaut 
werden. Die Raumordnung heute stößt anlässlich dieser 
„Unternutzung“ an die Grenzen ihrer langjährig verfolgten, 
auf lineares quantitatives Wachstum ausgerichteten Orien-
tierung.
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	 Der Anspruch des vorbeugenden Ausgleichs bleibt als 
Prinzip der räumlichen Planung zunehmend uneingelöst. 
Betrachtet man das „Gegenstromprinzip“ jedoch als ein zu-
nehmend gültiges Prinzip der Raumordnung, so kommt 
man nicht umhin, die Verteilung von Gütern und Dienstleis-
tungen perspektivisch dezentral und örtlich unmittelbar 
an den Bedingungen der einzelnen Verwaltungseinheiten 
auszurichten. Das Verständnis von „Infrastruktur“ ist entspre-

chend auf neue Inhalte der Verteilung von Gütern und Leis-

tungen und ihrer räumlichen Organisation zu überprüfen. 

	 Betrachtet man die Theorie von Jochimsen (1966) als 
eine mögliche Grundlage hierfür, so sind insbesondere die 
von ihm unterschiedenen Bestimmungsgrößen für die Inte-
gration der Infrastruktur in das Leitbild der Raumordnung 
in ihrem Wechselverhältnis in Betracht zu ziehen: die mate-
rielle, die institutionelle und die personelle Ausstattung der 
Räume mit Angeboten für die Versorgung mit Zugangs-
möglichkeiten zur aktiven Teilnahme an Wandel. 
–	 Die materielle Ebene wird vertreten durch Unternutzung 

und Abbaunotwendigkeit von vorhandenen Überange-
boten. Sie signalisiert zu Zeiten der De-Sozialisierung vor-
dergründig Stagnation. Ihr Wandel ist in starkem Maße 
abhängig von Wertewandel und organisatorischen Ver-
änderungen auf den beiden anderen Ebenen. Er ist im 
Verhältnis zu den Möglichkeiten einer neuen Synthese im 
Denken und Handeln von Institutionen und personellen 
Leistungen unter aktuellen wirtschaftspolitischen Bedin-
gungen fortlaufend zu prüfen. 

-	 Die institutionelle Ebene zeigt in Form vielfältiger Marke-
ting-Strategien bereits Ansätze zu produktivem Wandel, 
dessen kleinster Nenner das kollektive Projekt ist. Das fö-

deralistische Prinzip der Landesplanung ist dementspre-

chend in seinen Ausrichtungen neu zu überdenken. Die 

Region ist als Handlungseinheit in größeren Zusammen-

hängen für Orte des Wandels neu zu finden. 

–	 Die personelle Ebene ist ebenfalls neu zu interpretieren, 

vor allem die „Aufgaben der Menschen im Wirtschafts-

prozess“ sind neu zu gestalten. Bildung und Verteilung 

von Verantwortlichkeiten haben größte Bedeutung. 

An dieser Stelle könnte der Kreis der Wirkungsfaktoren und 

-ebenen geschlossen werden: Eine Aufwertung der mate-

riellen und personellen Ebene unter Vorzeichen einer für 

Prozesse offenen Steuerungspolitik bestimmt die Chancen 

für eine qualitative Aufwertung von Prozess und Produkten 

der Wirtschaft neu. Hier greift die strategische Zusammen-

führung peripherer Lagen und ihrer Tauglichkeiten für Ver-

änderung einerseits und digitaler Medien als Träger tech-

nologischen, sozialen-kulturellen und ökonomischen Fort-

schritts andererseits. 

	 Diese Strategie setzt einen Wandel im Verständnis von 

Innovation voraus: Anders als bei der Verbreitung primär 

technologischer Neuerungen nach fordistischen Mustern 

geht es nun um eine Aufwertung des Faktors Arbeit durch 

Stärkung und Förderung eigenverantwortlicher Tätigkeiten. 

Es geht zugleich um eine Ausdehnung der daraus erwach-

senden Vorteile des engagierten Einzelnen auf lokal be-

gründete Initiativen mit Wirkung auf die Qualifizierung der 

Arbeitsmärkte und, folgernd, der Herstellung und Nutzung 

der drei Ebenen von Infrastruktur zugunsten einer besseren 

Verteilung von Bedingungen der (Re-)Produktion.  

„Zentrale Orte“
Die Betrachtung dieses Aspektes geht von der Frage aus: 
Welche Prinzipien der Verortung des Einsatzes von Mitteln, 
so auch der örtlichen Zugänge zu neuer „Infrastruktur“, kön-
nen das „Zentrale-Orte-Konzept“ ersetzen? Im Vordergrund 
steht dabei die Suche nach einem rationalen Prinzip der 
Identifizierung und Lokalisierung von Orten, die die flächen-
hafte oder punktuelle Verteilung von Mitteln zur Förderung 
der Raumentwicklung innerhalb der Regionen gesamtwirt-
schaftlich gewinnbringend tragen. Dieses Prinzip ist im 
Gegensatz zu einer hierarchisch gestuften Zentrenstruktur 
(Faktoren: Einwohner, Wirtschaftskraft) nach technischer Aus-
stattung zu entwickeln. 
	 Zu Zeiten der spätindustriellen Entwicklung ist hierbei 
vor allem das Verständnis von „Zentralität“ zu relativieren und 
auf geeignete Lagen des Wandels und auf entsprechende 
Nachfragen zu beziehen. Ostdeutschland zeigt Siedlungs-
räume in peripheren Lagen, die in hohem Maße für Wandel 
tauglich sind. Sie bedürfen jedoch eines Innovations-Sup-
ports, der im Widerspruch zum herrschenden Muster der 
auslaufenden Modernisierungen in Westdeutschland steht. 
Nennenswerte Vorreiter einer Einleitung von regionalem 
Strukturwandel sind die „IBA Emscher Park“ im Ruhrgebiet 
(1989-1999, zur Anregung örtlichen Wandels innerhalb einer 
Agglomeration, mit hohem Mitteleinsatz für Pilotprojekte 
realisiert) und die „IBA Stadtumbau 2010“ in Sachsen-Anhalt, 
die seit 2000 ostdeutsche Gemeinden mit selbstständiger 
Profilbildung in Prozessen der Transformation berät – die 
jedoch mit einer sehr eingeschränkten Leistungsstärke der 
Kommunen konfrontiert ist und ohne eigene Verfügbarkeit 
von Fördermitteln für Pilotprojekte operiert. 
	 Das „Zentrale-Orte-Konzept“ ist in den 1930er Jahren 
entstanden. Unter Berücksichtigung der drei Prinzipien der 
Versorgung, der Zuordnung und des Verkehrs hatte Chris-
taller (1933/1980), ausgehend von den wirtschaftlichen Be-
dingungen ein flächendeckendes, gleichmäßiges Netzmo-
dell entwickelt, in dem einzelne Orte nach wirtschaftlicher 
Bedeutung hierarchisch gestuft waren. Kulturelle und poli-
tische Faktoren und deren soziale Bedeutung waren weitge-
hend außer Acht gelassen. 
	 Das heutige Mobilitätsverhalten (mit seinen Auswir-
kungen auf die Größe von Arbeitsmärkten) sowie die Ver-
breitung der Informationstechnologie schaffen neue Voraus-
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setzungen für Erreichbarkeiten und für die wirtschaftliche 
Gunst von Stadt- und Landschaftsräumen. Heute liegen Orte 
der gesamtgesellschaftlich und -wirtschaftlich relevanten 
Verflechtung zunehmend in metropolitanen Ballungsräu-
men. Sie liegen aber auch in peripheren Lagen, die mit ih-
ren kulturellen und lokalwirtschaftlichen Angeboten einer 
Verflechtung einzigartige Voraussetzungen für das Über-
leben Einzelner im globalen Wettkampf um Arbeit bieten. 
Innerhalb dieses Spannungsfeldes von Zentren und Peri-
pherien zählen vor allem die örtlichen Besonderheiten im 
globalen Netz der Informationstechnologie. Dies führt auch 
in peripheren Lagen zu einem Anstieg der individuellen 
Motorisierung. Insgesamt nehmen die Kurzzeitpendelwege 
innerhalb von Städten und Regionen infolge veränderter 
Lebens- und Arbeitsbedingungen zu. Orte der Begegnung 
erhalten größere Bedeutung für den modernen Alltag, der 
durch Nutzungsmischung und soziale Verflechtung geprägt 
ist und der Grundbedürfnisse sichern muss.
	 Vor diesem Hintergrund des Wandels der Bedingungen 
des Arbeitslebens erhält die Zusammenführung der For-
schungen zur Integration von Innovationen und zur Transfor-
mation von Räumen neue Bedeutung. Zentralistische Prin-
zipien der Steuerung werden abgelöst. Notwendiger denn 
je sind Beobachtungen zur Wirkung von Nachfragen nach 
strukturellen Qualitäten, die spätindustrielle Anforderungen 
an die Organisation von Leben und Arbeiten einzelner Per-
sonen und von Familien erfüllen und so die Wirtschaftskraft 
von Städten und Regionen bestimmen. Die Peripherie rückt 
dabei zunehmend in den Mittelpunkt von Nachfragen. 
	 So ergab die Forschung zur Stadtentwicklung in Sach-
sen-Anhalt (vgl. Haase 2003), dass in den Städten Magde-
burg, Halle und Dessau beste Möglichkeiten für Struktur-
wandel in der Umgebung der vorindustriell gegründeten 
Kerne liegen, also in den Erweiterungsgebieten der Sied-
lungen und überformten Dorflagen mit strukturellen Be-
dingungen aus der Zeit bis 1930. Als Potenzial zeigt sich die 
Nähe zur umgebenden Landschaft, zu öffentlichen Parkan-
lagen sowie die Möglichkeit zur individuellen Integration 
unterschiedlicher Arten von Arbeit auf der Parzelle. Es wird 
deutlich, dass die Peripherien der Siedlungsräume mit ih-
ren vielfältigen Veränderungsmöglichkeiten für Raumnut-
zung, -konzepte und -bilder neue Bedeutung für den Alltag 
erlangt haben. Merkmale materieller Bedingungen mit Be-
deutung für Gesellschaft und Wirtschaft sind zunehmend 
qualitativ hinsichtlich ihrer Voraussetzungen für Struktur-
wandel zu unterscheiden. Strukturelle Bedingungen der 
Erneuerung sind vor allem kleinräumlich als Strukturen 
„fortgesetzter, fortsetzbarer oder neu zu entdeckender 
Erneuerung“ (ebd.: 11)   im Kontext der historischen Veror-
tung von Vermächtnissen „gefangener Standortqualitäten“ 
(Raum, Arbeitskräfte, Orte mit kultureller Bedeutung) (vgl. 
Messerli 2001)  zu typologisieren. Dabei ist die Unterschied-

lichkeit der Lagen und ihrer strukturellen Voraussetzungen 
für Wandel Schlüssel zu neuen Arbeits-, Lebens- und Erleb-
nisräumen. Dies eröffnet perspektivisch einen gesamtge-
sellschaftlichen Gewinn von Räumen, die unabhängig von 
den trennenden Mechanismen der industriellen Verwer-
tung und ihren obsoleten Tages- und Nachtzeit-Strukturen, 
ganzheitliche Bedingungen für die Aneignung von Kultur-
landschaften ermöglichen. Die Rationalität der Verortung 
von Mitteln ist dabei gebunden an die Qualität der regional 
besonderen Erfahrungen. Die Anwendung und Entwicklung 
von Erkenntnissen der Innovationsforschung, der Techno-
logie sowie soziale und wirtschaftliche Aspekte mit kultu-
rellen und historischen Bedeutungen für räumliche Eig-
nungen binden idealerweise erste Pilotprojekte. 
	 Es ist der Begriff des „Innovationsraumes“, der den Be-
griff des „Zentralen Ortes“ in neuer Weise ersetzt (vgl. Grotz 
2001): Es geht um eine ex-ante Anregung der strukturellen 
Qualität von Aufnahmemöglichkeiten für Neuerungen im 
Gegensatz zur ex-post Unterstützung von evolutionär ent-
standenen Dichtegraden und Wirtschaftskraft von Nut-
zungen, die so in Gebieten strukturell anderer Bedingungen 
aktuell nicht mehr entstehen können und langfristig in Eu-
ropa gesamtwirtschaftlich so nicht mehr entstehen werden. 
Der „Innovationsraum“ kann jedoch nach seiner Etablierung 
zum (zentralen) Ort wirtschaftlicher Kräfte werden, die unter 
spätindustriellen Bedingungen neue evolutionäre Wirkung 
zeigen. Die Dauer der Wirksamkeit der neuen Muster bleibt 
zugunsten des Rahmenziels „Gleichwertigkeit“ der Lebens-
bedingungen zu beobachten. Für die spätindustrielle Auf-
nahme von Innovationen im Raum werden unterschied-
liche Ansätze der Anregung von Möglichkeiten grundsätz-
lich unterschieden:
–	 Agglomerations- und Urbanisationsvorteile: „Verantwort-

lich sind Arbeitsmärkte mit vielen Hochqualifizierten und 
Verbundvorteile mit vielfältigen Akteuren …“;

–	 Theorie der flexiblen Spezialisierung: Nicht die Eigen-
schaften des Raumes, sondern die Organisationsformen 
seiner Unternehmen bestimmen Grenzen und Reichwei-
te des Erfolges der Wirtschaft durch vertikale und ho-
rizontale Beeinflussung der Kooperation im Kreise von 
Clustern und Spezialisten;

–	 Netzwerktheorie und innovative Milieus: Die Akteure ste-
hen im Mittelpunkt und nutzen alle Ebenen des Wissens, 
auch und vor allem in face-to face-Kontakten .

Die Kombination dieser Ansätze ist sicherlich empfehlens-
wert, vor allem im Aktionsfeld tradierter und überkommener 
Strukturen in Wirtschaft und Politik. Die Bandbreite zeigt, wie 
wenig aussagekräftig isolierte Ziele eines „sozial“, „politisch“ 
oder „ökonomisch“ genannten Kulturmodells sind, wenn 
nicht örtlich besondere Kombinationen die örtlich und re-
gional vorhandenen Bedingungen differenziert beantwor-
ten. So wie die Funktionen spätindustrieller Ökonomien in 
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Europa eine Ausdifferenzierung erfahren und darüber auch 
evolutionär „neue Stämme“ struktureller Charaktermerkmale 
entfalten können, sind auch die Innovationsansätze diffe-
renziert zu handhaben, um „neue Stämme“ wirtschaftlicher 
Grundlagen zu bilden. Es wird deutlich, dass ein zeitgemäßes 
Verständnis von Orten der Aufnahme und der Zuführung 
von Innovationen mehrdisziplinär zu handhaben ist. Die Be-
deutung des Ortes ist gezielt im Verhältnis zu seinen struktu-
rellen Tauglichkeiten für die gewünschte Transformation zu 
sehen, nicht im Verhältnis zu isolierten politischen, formalen 
oder quantitativen Größen tradierter Wertvorstellungen. 

Fazit
Ein neues Verständnis räumlicher Planung  muss die Beson-
derheiten fragmentarischer Räume und Insellagen inner-
halb und am Rande von Siedlungsräumen berücksichtigen 
und auf ihre Tauglichkeit für spätindustriellen Wandel prü-
fen. Größte Tauglichkeit wird in peripheren Lagen erwartet. 
Hier sind zugleich Maßnahmen zum Schutz der Landschaft 
vor „Zersiedelung“ und zum Schutz der Siedlungsräume vor 
„Verlandschaftung“ vonnöten.
	 Gerade im letztgenannten Punkt geht es um die Aktua-
lisierung eingeschränkter struktureller Bedingungen für eine 
Anreicherung von Mono-Funktionen durch Nutzungsmi-
schungen von Wohnen und Arbeiten und deren Gestaltbil-
dung. Raumordnung bietet und erfordert zunehmend Syn-
thesen von groß- und kleinräumlichen Anlässen der Steu-
erung. Dies muss insbesondere in Regionen erfolgen, die 
nicht unter der vermeintlichen Gunst von letzten Moderni-
sierungsschüben industrieller Prägung in Form von mono-
funktionalen Erneuerungen leiden. Raumkonzepte werden 
eher kleinräumlich für neue Formen der gesellschaftlichen 
(Re-)Produktion, des Miteinanders neu gesucht.   
	 Die Praxis der Raumordnung in Sachsen-Anhalt sollte 
die drohende Überformung von kleinen Gemeinden und 
ehemaligen Dörfer im Kontext der umgebenden Strukturen 
von Zentren und Peripherien und deren Tauglichkeiten für 
Erneuerung und Innovationen neu überdenken. Sie sollte 
den Regionalplanungen fachliche Rahmenvorgaben geben, 
die die regionale und länderübergreifende Qualifizierung 
ermöglichen. Gleichermaßen müssen geeignete Mittel zur 
Unterstützung von Aufbau und erfolgreicher Durchführung 
von Management angeboten werden. 
	 Qualitative Aspekte einer „bindenden Ordnung“ liegen 
in der fachlichen Hinführung zu gemeinschaftlichen Kon-
zepten: Um überholte Strukturen des Raumes für Innovati-
onen aufnahmefähig zu machen, müssen die Grenzen ihrer 
systemischen Bedingungen gesucht und gezielt durchbro-
chen werden. Auch vermeintlich erfolgreiche „innovative 
Milieus“ einzelner Gemeinden können dabei hinderlich 
sein, wenn Traditionen als Verkrustungen wirksam werden 
(vgl. Ernste 2001). Raumordnung erhält eine inhaltliche, 

faktische und strategische Bedeutung zur Entwicklung von 
Wissen durch Zusammenführen der Wissenschaften und der 
Künste. 

Anmerkung
1	 Das von den Autorinnen dieses Beitrags bearbeitete Forschungs-

projekt lief von 2004 bis 2007 und lautete: „Zur Bindungswir-
kung der Raumordnung – Untersuchungen zur Leitbildwirkung 
in Deutschland und Sachsen-Anhalt“. Weitere Informationen 
demnächst  unter: http://ah.raumstruktur.de/inhalt/
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